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INTERPELLATION von Regine Sauter (FDP, Zürich), Philipp Kutter (CVP, Wädenswil) 

und Eva Gutmann (GLP, Zürich) sowie Mitunterzeichnende 
 
betreffend Finanzierung von Arbeitsintegrationsmassnahmen durch den Kanton  
________________________________________________________________________ 
 
 
Wir stellen fest, dass der Kanton, respektive das kantonale Amt für Wirtschaft und Arbeit 
(AWA) plant, sich aus der Finanzierung von Arbeitsintegrationsmassnahmen für Sozialhilfe-
beziehende weitgehend zurückzuziehen. Dies ist nicht nachvollziehbar. Trotz rückläufiger 
Arbeitslosigkeit bleiben die Fallzahlen der Sozialhilfe hoch. Abhilfe schaffen Programme zur 
Arbeitsintegration, durch die es gelingt, Sozialhilfebeziehende wieder in den ersten Arbeits-
markt zu integrieren und ihnen damit ermöglichen, wieder selber für ihren Unterhalt aufkom-
men zu können. Dass dies für beide Seiten, die öffentliche Hand und die Sozialhilfebezie-
henden, gewinnbringend ist, macht unter anderem auch eine Studie deutlich, welche die 
Stadt Winterthur präsentiert hat: Sie zeigt auf, dass pro in die Massnahmen zur Arbeitsin-
tegration investiertem Franken bis zu 2 Franken in Form von eingesparten Sozialhilfeausga-
ben wieder an das Gemeinwesen zurückfliessen.  
 
Vor diesem Hintergrund, aber auch vor der Verpflichtung im revidierten Sozialhilfegesetz, 
wonach Kanton und Gemeinden die Integration von Sozialhilfebeziehenden fördern, ist es 
unverständlich, dass das AWA beabsichtigt, die bisher auch für Sozialhilfebeziehende zu-
gänglichen Programme gemäss dem Einführungsgesetz zum Arbeitslosenversicherungsge-
setz (EG AVIG) nur noch für arbeitslose Personen mitzufinanzieren.  
 
In diesem Zusammenhang bitten wir den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fra-
gen:  
 
1. Wie beurteilt der Regierungsrat Arbeitsintegrationsmassnahmen zur Wiederintegration 

von Sozialhilfebeziehenden in den ersten Arbeitsmarkt?  
 
2. Wie begründet der Regierungsrat die festzustellende Praxisänderung im Rahmen des 

EG AVIG?  
 
3. Wie gedenkt der Kanton vor diesem Hintergrund seine Verantwortung zur Integration 

von Sozialhilfebeziehenden wahrzunehmen, wie dies das revidierte und seit dem 1. Ja-
nuar 2008 geltende Sozialhilfegesetz vorsieht?  

 
4. Sieht der Regierungsrat andere Wege, um dieser Verpflichtung nachzukommen und um 

insbesondere auch das im Rahmen seiner Legislaturziele stipulierte Ziel der Integration 
von Sozialhilfebeziehenden zu erfüllen?  

 
5. Ist der Regierungsrat der Meinung, dass diese Aufgabe statt durch das AWA nun durch 

das kantonale Sozialamt wahrgenommen werden soll? 
  
 Regine Sauter 
 Philipp Kutter 
 Eva Gutmann 
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